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Text

ABSCHNITT I
Allgemeines

Zielsetzungen

8 1. (1) Gegenstand dieses Bundesgesetzes ist die Férderung der wissenschaftlichen Forschung und
die Entwicklung und Erschliefung der Kiinste durch den Fonds zur Forderung der wissenschaftlichen
Forschung sowie die Forderung von angewandter Forschung, technologischer Entwicklung und
Innovation gemaR Abschnitt I1.

(2) Soweit dieses Bundesgesetz keine abweichenden Bestimmungen enthalt, sind der 1.und

2. Abschnitt  des  Forschungsorganisationsgesetzes (FOG), BGBI. Nr. 341/1981, auch im
Anwendungsbereich dieses Bundesgesetzes anzuwenden.

Fonds zur Forderung der wissenschaftlichen Forschung

8§ 2. (1) Zur Forderung der Forschung, die
1. dem Erkenntnisgewinn und der Erweiterung sowie Vertiefung der wissenschaftlichen Kenntnisse
dient und
2. nicht auf Gewinn gerichtet ist,

wird ein ,Fonds zur Forderung der wissenschaftlichen Forschung“ (in weiterer Folge:
,»Wissenschaftsfonds®) mit Sitz in Wien errichtet.

(2) Der Wissenschaftsfonds hat seine Tatigkeit nach den Grundsatzen der Gemeinnitzigkeit im
Sinne der 8§ 34 ff der Bundesabgabenordnung (BAO), BGBI. Nr. 194/1961, zu erfillen. Er ist nicht
gewinnorientiert, nach den Grundsdtzen der Wirkungsorientierung, insbesondere auch unter
Berucksichtigung des Ziels der tatséchlichen Gleichstellung von Frauen und Mannern, der Transparenz,
der Effizienz und der mdglichst getreuen Darstellung der finanziellen Lage zu fiihren und zu Objektivitat,
Unparteilichkeit und Transparenz verpflichtet.
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(3) Der Wissenschaftsfonds besitzt eigene Rechtspersonlichkeit; er ist zur Fuhrung des
Bundeswappens berechtigt.

Finanzierung

8§ 2a. Zur Durchflihrung seiner Aufgaben verfiugt der Wissenschaftsfonds tiber

1. Zuwendungen, die ihm der Bund zur Durchfiihrung von MaRnahmen zur Erfillung des
Arbeitsprogramms (8 3) nach MaRgabe der im jeweiligen Bundesfinanzgesetz fiir diese Zwecke
vorgesehenen Mittel leistet,

2. Zuwendungen, die ihm der Bund zur Deckung der administrativen Aufwendungen, die ihm in
Erfillung des Arbeitsprogramms (8 3) entstehen, nach Malgabe der im jeweiligen
Bundesfinanzgesetz bereitgestellten Mittel leistet,

. Entgelte fiir die Erbringung von Leistungen an Dritte,
. Einnahmen aus Beauftragungsvertrégen (§ 2b Z 5),

. sonstige d¢ffentliche oder private Zuwendungen sowie
. sonstige Einnahmen.

o 01 AW

Aufgaben des Wissenschaftsfonds

§ 2b. Dem Wissenschaftsfonds obliegen nachstehende Aufgaben:

1. Forderung von wissenschaftlichen Forschungsvorhaben einzelner oder mehrerer natirlicher oder
juristischer Personen auf jede geeignete Weise,

2. widmungsgemale Verwaltung der dem Wissenschaftsfonds zuflieBenden Mittel (8§ 2a),

3. jahrliche Erstattung eines Berichtes tber die Téatigkeit des Fonds im abgelaufenen Kalenderjahr
und Uber die Lage der wissenschaftlichen Forschung (8 2) sowie deren fur das jeweils nachste
Kalenderjahr zu erwartenden Bedarfe einschlieflich einer langerfristigen Vorausschau ber die
Bedarfe der wissenschaftlichen Forschung, insbesondere unter Bedachtnahme auf deren
kulturelle, soziale, wirtschaftliche und 0©kologische Bedeutung; der Bericht ist der
Bundesministerin oder dem Bundesminister fur Bildung, Wissenschaft und Forschung bis
31. Méarz eines jeden Jahres vorzulegen,

4, Sensibilisierung der Offentlichkeit fiir die Bedeutung der wissenschaftlichen Forschung und der
Entwicklung und Erschlieung der Kiinste und ihrer Férderung, insbesondere durch neue Formen
partizipativer Kommunikation,

5. Abwicklung von Forschungsférderungen und Durchfihrung von Programmen auf vertraglicher
Basis im Namen und auf Rechnung des Bundes nach MaBgabe von gesondert bereitzustellenden
finanziellen Mitteln oder im Namen und auf Rechnung Dritter sowie

6. Teilnahme an gemeinsamen europdischen und internationalen Programmen und
Forderungsinstrumenten im Rahmen seines Wirkungsbereichs sowie im Auftrag der jeweils
zustandigen Bundesministerin oder des jeweils zustdndigen Bundesministers.

Auskiinfte und Unterstiitzung

8 2c. Die Organe sowie die Dienststellen des Bundes und der Lé&nder, die gesetzlichen
Interessenvertretungen und die Universitaten sind verpflichtet, dem Wissenschaftsfonds auf Verlangen
die zur Erfullung seiner Obliegenheiten erforderlichen Auskinfte zu erteilen und ihn in seiner
Wirksamkeit zu unterstutzen.

Aufsicht Gber den Wissenschaftsfonds

82d. (1) Der Wissenschaftsfonds wird bei seiner Geschéftsfihrung und Gebarung von der
Bundesministerin oder dem Bundesminister fur Bildung, Wissenschaft und Forschung beaufsichtigt. Die
Aufsicht umfasst die Sorge fiir die GesetzmalRigkeit der Fiihrung der Geschéfte und die Aufrechterhaltung
des ordnungsgeméaBen Ganges der Verwaltung sowie die Kontrolle der Gebarung. Die Aufsichtsbehdrde
hat Beschliisse der Organe des Wissenschaftsfonds, die nicht ihrer Genehmigung bedurfen, mit Bescheid
aufzuheben, wenn sie bestehenden Vorschriften widersprechen. Die Organe des Wissenschaftsfonds sind
in einem solchen Falle verhalten, den der Rechtsanschauung der Aufsichtsbehdrde entsprechenden
Rechtszustand mit den ihnen rechtlich zu Gebote stehenden Mitteln unverziiglich herzustellen.

(2) In folgenden Angelegenheiten bedirfen die Beschllsse der Organe des Wissenschaftsfonds der
Genehmigung der Aufsichtsbehdrde:
1. Jahresabschluss und Jahresvoranschlag,

2. Abschluss von Rechtsgeschaften, die eine dauernde oder mehrjéhrige Belastung des Fonds zum
Gegenstand haben, sofern diese Verpflichtungen nicht

a) aus Rickflissen von Darlehensgewahrungen bedeckbar sind oder
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b) aus dem sonstigen Vermdgen des Fonds bedeckbar sind oder
c¢) im Rahmen der Arbeitsprogramme gemdl § 3 genehmigt wurden, sowie
3. Mehrjahres- und Arbeitsprogramme (8§ 3).

(3) Die Aufsichtshehdrde hat das Recht, an den Sitzungen von Delegiertenversammlung und
Kuratorium teilzunehmen. Die Protokolle {ber die Sitzungen des Aufsichtsrates, der
Delegiertenversammlung und des Kuratoriums sind der Aufsichtsbehdrde unverziglich zur Kenntnis zu
bringen. Der Aufsichtsbehdrde sind auf ihren Wunsch die Unterlagen tber die von ihr bezeichneten
Gegenstande vorzulegen und die von ihr gewilnschten Auskinfte zu erteilen. Insbesondere hat das
Présidium des Wissenschaftsfonds der Bundesministerin oder dem Bundesminister fir Bildung,
Wissenschaft und Forschung alle fiir die Erfiillung der Pflichten der Republik Osterreich nach dem
Beihilfenrecht der EU erforderlichen Berichte, Meldungen und Auskiinfte sowie die fir die
Forderungsdokumentation und -information notwendigen Daten (8 2b Z5 FOG) fristgerecht und
vollstdndig zur Verfiigung zu stellen. Sie hat Organen oder Beauftragten des Bundes und der EU die
Uberpriifung der Gebarung mit den Férderungsmitteln und deren widmungsgemaRe Verwendung zu
ermoglichen. Der Wissenschaftsfonds hat alle Unterlagen sieben Jahre ab dem Ende des Jahres der
Auszahlung der gesamten Férderung aufzubewahren.

Programme und Unternehmenskonzept

83. (1) Der Wissenschaftsfonds hat unter Bedachtnahme auf die Ziele und Prinzipien der
gesamtosterreichischen Forschungs- und Technologiepolitik, insbesondere der Forschungsstrategien des
Bundes, Mehrjahresprogramme fir die Umsetzung der in 8 2b genannten Aufgaben zu erstellen. Die
Mehrjahresprogramme haben einen Planungshorizont von mindestens drei Jahren aufzuweisen und sind
jahrlich zum Zweck einer rollierenden Mehrjahresplanung anzupassen sowie durch jahrliche
Arbeitsprogramme zu operationalisieren. Bei der Ausarbeitung und jahrlichen Anpassung der
Mehrjahresprogramme ist soweit wie moglich eine Abstimmung mit der Fordertétigkeit

1. der Osterreichischen Forschungsférderungsgesellschaft mbH (81 des Osterreichische

Forschungsforderungsgesellschaft mbH-Errichtungsgesetzes, BGBI. | Nr. 73/2004) und

2. anderer vom Bund getragener Fordereinrichtungen
anzustreben.

(2) Die Teilnahme an europdischen und internationalen Programmen und Fdérderungsinstrumenten
geméR §2b Z 6 ist im jeweiligen jahrlichen Arbeitsprogramm vorzusehen. Der Wissenschaftsfonds ist
erméchtigt, im Rahmen des zustdndigen Gremiums des jeweiligen europdischen oder internationalen
Forderungsinstruments Entscheidungen uber die Verwendung von Mitteln des Wissenschaftsfonds fir
Vorhaben gemal § 2b Z 6 zu treffen.

(3) Die Programme sind der Aufsichtsbehdrde zur Genehmigung vorzulegen. Die Aufsichtsbehorde
hat sich bei der Genehmigung der Programme mit der Bundesministerin oder dem Bundesminister fir
Verkehr, Innovation und Technologie abzustimmen. Die Vorlage der Arbeitsprogramme hat bis zum
30. September eines jeden Jahres zu erfolgen. Das Mehrjahresprogramm ist der Offentlichkeit zugénglich
zu machen und der Présidentin oder dem Prasidenten des Nationalrates zur Information der Abgeordneten
zu ubermitteln.

Berichtswesen

8 3a. (1) Der Wissenschaftsfonds hat in allen Angelegenheiten, die nach diesem Bundesgesetz in
seinen Wirkungsbereich fallen, der Bundesministerin oder dem Bundesminister fir Bildung,
Wissenschaft und Forschung auf Ersuchen Berichte und Vorschldge zu erstatten und die fur die
Wahrnehmung ihrer oder seiner Verantwortung, wie insbesondere zur Erfiillung der Planungs-, Strategie-
und Controllingaufgaben, notwendigen Daten zur Verfligung zu stellen. Die erteilten Férderungen sind
gemé&R 8§ 7 des Forschungsorganisationsgesetzes, BGBI. Nr. 341/1981, der Bundesministerin oder dem
Bundesminister fir Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft zur Kenntnis zu bringen.

(2) Der Wissenschaftsfonds hat Vorsorge fiir eine geeignete Verbreitung und Verwertung der
Ergebnisse der geforderten Forschungsvorhaben zu treffen, soweit nicht aus Grinden der
Landesverteidigung oder gemal 8§ 13 des Patentgesetzes 1970, BGBI. Nr. 259/1970, eine Geheimhaltung
geboten oder unter Bedachtnahme auf die Wahrung von Geschaftsgeheimnissen eine Verdffentlichung
nicht zweckmagig ist.

Austausch mit anderen Férdereinrichtungen

§ 3b. Der Wissenschaftsfonds hat durch geeignete Mallnahmen anzustreben, dass der Austausch der
fir eine Zusammenarbeit und Abstimmung erforderlichen Informationen mit der Osterreichischen
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Forschungsforderungsgesellschaft mbH und anderen vom Bund und den Lé&ndern getragenen
Fordereinrichtungen gewabhrleistet ist.

Sachverstandige

83c. (1) Zzur fachlichen Beurteilung der einzelnen Foérderungsantrdge sind bei Bedarf
Sachverstandige heranzuziehen.

(2) Daruiber hinaus dirfen in allen anderen Belangen, wie etwa zur strategischen Beratung,
Sachverstdndige herangezogen werden, wenn dies zur Erreichung der in den 881 und 2 Abs.1
angefiihrten Ziele zweckdienlich erscheint.

Vertraulichkeit

8 3d. (1) Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Wissenschaftsfonds, die Mitglieder der Organe
sowie die Sachverstandigen sind Uber Tatsachen, die ihnen in Wahrnehmung ihrer Tétigkeit fur den
Wissenschaftsfonds zur Kenntnis gelangen und deren Geheimhaltung im berechtigten Interesse einer
Forderwerberin oder eines Forderwerbers oder des Wissenschaftsfonds gelegen ist, zu Verschwiegenheit
verpflichtet.

(2) Die in Abs.1 genannten Personen haben die ihnen bei Auslbung ihrer Tétigkeit
bekanntgewordenen Tatsachen, aufer in den Fallen dienstlicher Berichterstattung oder der Anzeige
strafbarer Handlungen, geheim zu halten. Personenbezogene Daten dirfen an Dritte (Art. 4 Nr. 10 der
Verordnung [EU] 2016/679 zum Schutz naturlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener
Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG [Datenschutz-
Grundverordnung], ABI. Nr. L 119 vom 04.05.2016 S. 1, [im Folgenden: DSGVQ]) nur Ubermittelt
werden, wenn bundesgesetzliche Vorschriften dies vorsehen oder die betroffene Person in die
Ubermittlung eingewilligt hat.

(3) Die Pflichten gem&BR Abs.1 und 2 gelten auch nach Beendigung der Tatigkeit oder des
Dienstverhéltnisses.

Rickabwicklung von Forderungen des Wissenschaftsfonds

8§ 3e. (1) Anlasslich der Gewahrung einer Forderung hat sich der Wissenschaftsfonds vorzubehalten,
dass ein Forderungsbeitrag zu ersetzen ist oder ein noch nicht zurtickgezahltes Darlehen nach Kiindigung
vorzeitig fallig wird und beide vom Tage der Auszahlung an mit drei Prozentpunkten (ber dem
Basiszinssatz zu verzinsen sind, wenn

1. der Wissenschaftsfonds (ber wesentliche Umstédnde getduscht oder unvollstdndig unterrichtet
worden ist oder

2.das Forschungsvorhaben durch ein Verschulden der Foérderungsempfangerin oder des
Forderungsempfangers nicht oder nicht rechtzeitig durchgefiihrt worden ist oder

3. die Forderung widmungswidrig verwendet wird oder den Erfolg des Vorhabens sichernde
Auflagen oder Bedingungen aus Verschulden der Forderungsempféangerin  oder des
Forderungsempfangers nicht eingehalten oder vorgesehene Berichte nicht erstattet oder
Nachweise nicht beigebracht werden.

(2) Die widmungsgemalie Verwendung der Forderungsbeitrdge und Darlehen ist regelméRig sowie
nach Abschluss des Forschungsvorhabens zu tberpriifen.

(3) Forschungsgerate, die Uberwiegend aus nicht riickzahlbaren Fondsmitteln angeschafft wurden
und den Betrag geméaR 8§ 13 des Einkommensteuergesetzes 1988, BGBI. Nr. 400/1988, (iberschreiten, sind
von der Forderungsempféngerin oder vom Fdérderungsempfanger nach Abschluss ihres oder seines
Forschungsvorhabens fir weitere Forschungsvorhaben zur Verfligung zu halten. Solche Geréte durfen nur
mit Zustimmung des Wissenschaftsfonds verduBert werden; der hieraus erzielte Erlds ist an den
Wissenschaftsfonds abzufiihren. Der Wissenschaftsfonds hat ein effektives Inventarisierungsprogramm
einzurichten und zu betreiben. Die nahere Ausgestaltung der Forderung von Forschungsgeraten ist in
Richtlinien gemal § 8 Abs. 1 Z 4 festzulegen.

Organe des Wissenschaftsfonds
8 4. (1) Die Organe des Wissenschaftsfonds sind
1. die Delegiertenversammlung (8 5),
2. das Kuratorium (8 6),
3. die Prasidentin oder der Prasident (8§ 7),
4. das Présidium (8§ 8) sowie
5. der Aufsichtsrat (8§ 9).
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(2) Bei der Besetzung von Organen ist soweit als mdglich auf die geschlechterparitatische Besetzung
und auf eine ausgewogene Altersstruktur zu achten.

(3) Soweit in der Folge nicht anders bestimmt, entscheiden die Organe des Wissenschaftsfonds mit
einfacher Mehrheit. Die Organe des Wissenschaftsfonds nehmen ihre Aufgaben auf der Basis einer
Geschéftsordnung geméal 8§ 5 Abs. 1 Z 1 wabhr.

(4) Die Mitglieder von Kollegialorganen sind bei der Austibung dieser Funktion an keine Weisungen
oder Auftrage gebunden.
(5) Den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Wissenschaftsfonds diirfen Weisungen erteilen:
1. die Organe des Wissenschaftsfonds sowie
2. die Mitglieder solcher Organe, soweit diesen Mitgliedern auf Grund
a) dieses Bundesgesetzes oder
b) der Geschéftsordnung
bestimmte Aufgaben (bertragen wurden.
(6) Im Falle widersprechender Weisungen hat in Angelegenheiten des Aufsichtsrates dieser und in
allen anderen Angelegenheiten das Présidium zu entscheiden.
Vergutung

8 4a. Die Mitglieder der in § 4 angefilhrten Organe haben Anspruch auf Vergitung der notwendigen
Auslagen und Fahrtkosten. Mit Ausnahme der Tétigkeit der Prasidentin bzw. des Présidenten (8 8a Abs. 1
Z 1) sowie der kaufméannischen Vizeprésidentin bzw. dem kaufménnischen Vizeprésidenten (§ 8a Abs. 1
Z 2) ist die Téatigkeit der Organe des Wissenschaftsfonds ehrenamtlich. Die Bundesministerin oder der
Bundesminister fur Bildung, Wissenschaft und Forschung hat mit Verordnung eine angemessene
Aufwandsentschadigung fir die Mitglieder des Aufsichtsrates vorzusehen.

Sorgfaltspflicht

8 4b. (1) Die Mitglieder der in § 4 angefiihrten Organe, die Sachverstdndigen (8 3c) sowie die
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Wissenschaftsfonds sind zur gewissenhaften und unparteiischen
Ausiibung ihrer Aufgaben verpflichtet.

(2) Die in Abs. 1 genannten Personen haben sich bei Vorliegen eines Befangenheitsgrundes im Sinne
des § 7 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991, BGBI. Nr. 51/1991, jeglicher Téatigkeit zu
enthalten und inshbesondere, soweit sie Mitglieder der in 84 angeflihrten Organe sind, an den
Abstimmungen nicht teilzunehmen.

(3) Der Prasident oder die Présidentin sowie die Mitglieder des Prasidiums und des Aufsichtsrates
haben (ber die in den Abs. 1 und 2 genannten Pflichten hinaus die ihnen obliegenden Aufgaben mit der
Sorgfalt eines ordentlichen Unternehmers sparsam, wirtschaftlich und zweckmaRig zu erftllen und haften
insbesondere nach den Bestimmungen der §§ 1299 f des Allgemeinen burgerlichen Gesetzbuches, JGS
Nr. 946/1811.

Nachbesetzung von Organen des Wissenschaftsfonds

8 4c. Scheiden Mitglieder der Organe des Wissenschaftsfonds wahrend der Dauer einer
Funktionsperiode aus, sind nach den Bestimmungen (ber die Besetzung der Organe neue Mitglieder fur
den Rest der Funktionsperiode nachzubesetzen.

Aufgaben und Rechte der Delegiertenversammlung

8 5. (1) Die Aufgaben der Delegiertenversammlung sind

1. die Beschlussfassung uber die Geschaftsordnungen fiir Delegiertenversammlung, Kuratorium
und Présidium auf Antrag der Préasidentin oder des Prasidenten geméR § 7 Abs. 1 Z 5,

2. die Beschlussfassung uber den Bericht gemaR & 2b Z 3 auf Antrag der Prasidentin oder des
Présidenten gemaR 8 7 Abs. 1 Z 5,

3. die Erstellung eines Dreiervorschlags fur die Funktion der Présidentin oder des Présidenten
gemal § 8a Abs. 2 Z 2,

4. die Zustimmung zur Wiederwahl des Présidiums gemaR § 8a Abs. 4 und 5,

5. die fir die Wahl der Referentinnen und Referenten wesentliche Festlegung der Bereiche der
Forschung sowie der Entwicklung und ErschlieBung der Kiinste geméaR 8 6a Abs. 2 Z 1,

6. die Wahl der Referentinnen oder Referenten und ihrer Stellvertreterinnen oder Stellvertreter
gemal § 6a Abs. 2 Z 2,

7. die Wahl der Mitglieder des Aufsichtsrates gemaR § 9b Abs. 1 Z 1 sowie
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8. die Wahl ihrer oder ihres Vorsitzenden und einer Stellvertreterin oder eines Stellvertreters gemaf
§ 5a Abs. 5.

(2) Die Delegiertenversammlung sowie ihre Mitglieder haben das Recht, in den Féllen des § 7
Abs. 1 Z 7 innerhalb einer Frist von vierzehn Tagen, sofern nicht die Présidentin oder der Président eine
langere Frist bestimmt, zur geplanten Vorlage von Arbeits- und Mehrjahresprogrammen sowie
Richtlinien (8 8 Abs. 1 Z 4) Stellung zu nehmen.

Mitglieder der Delegiertenversammliung

8 5a. (1) Der Delegiertenversammlung gehdren als stimmberechtigte Mitglieder an:

1.je eine Vertreterin oder ein Vertreter der in 86 des Universititsgesetzes 2002, BGBI. |
Nr. 120/2002, genannten Universitaten,

. eine Vertreterin oder ein Vertreter der Osterreichischen Akademie der Wissenschaften,
. eine Vertreterin oder ein Vertreter der AIT Austrian Institute of Technology GmbH,

. eine Vertreterin oder ein Vertreter der Donau-Universitat Krems,

. eine Vertreterin oder ein Vertreter des Institute of Science and Technology — Austria,

. eine Vertreterin oder ein Vertreter der Ludwig Boltzmann Gesellschaft,

. eine Vertreterin oder ein Vertreter der Osterreichischen Fachhochschulkonferenz,

.eine Vertreterin oder ein Vertreter der Osterreichischen Hochschiilerinnen- und
Hochschilerschaft,
9. eine Vertreterin oder ein Vertreter der Osterreichischen Privatuniversititen Konferenz sowie
10. eine Vertreterin oder ein Vertreter aus dem Bereich der auleruniversitren Forschung, die oder
der von der Bundesministerin oder dem Bundesminister fiir Verkehr, Innovation und
Technologie ernannt wurde.

(2) Der Delegiertenversammlung gehéren als nicht stimmberechtigte Mitglieder an:
1. eine Vertreterin oder ein Vertreter, die oder der von der Bundesministerin oder dem
Bundesminister flr Bildung, Wissenschaft und Forschung ernannt wurde,
2. eine Vertreterin oder ein Vertreter, die oder der von der Bundesministerin oder dem
Bundesminister fur Verkehr, Innovation und Technologie ernannt wurde sowie

3. die Mitglieder des Prasidiums (8§ 8a).

(3) Die in Abs. 1 angefiihrten Vertreterinnen oder Vertreter sind fur jeweils vier Jahre zu entsenden.
Fur jedes dieser Mitglieder der Delegiertenversammlung ist eine Stellvertreterin oder ein Stellvertreter
gleichfalls fur vier Jahre zu entsenden. Jedes ordentliche oder stellvertretende Mitglied kann seine
Funktion nur durch zwei aufeinanderfolgende Funktionsperioden ausuiben; die Wiederentsendung fur eine
spatere Funktionsperiode ist zulassig.

(4) Die Vertreterinnen oder Vertreter der Universititen gemaR Abs. 1 Z 1 haben je nach GroRe der
Universitaten jeweils ein bis drei Stimmen. Die Stimmgewichtung ist in der Geschaftsordnung
festzulegen.

(5) Die Delegiertenversammlung hat aus ihren Mitgliedern gemaR Abs. 1 eine Vorsitzende oder
einen Vorsitzenden und eine Stellvertreterin oder einen Stellvertreter zu wahlen.

Aufgabe des Kuratoriums

86. Die Aufgabe des Kuratoriums ist die Entscheidung Uber die Forderung von
Forschungsvorhaben.

00 ~NO OB WD

Mitglieder des Kuratoriums

§ 6a. (1) Dem Kuratorium gehoren an
1. als stimmberechtigte Mitglieder:

a) die Mitglieder des Prasidiums (§ 8a) mit Ausnahme der kaufménnischen Vizeprasidentin oder
des kaufméannischen Vizeprésidenten,

b) die Referentinnen und Referenten sowie

2. als nicht stimmberechtigtes Mitglied die kaufmannische Vizeprésidentin oder der kaufméannische
Vizeprasident.

(2) Die Referentinnen und Referenten sind wie folgt zu wéhlen:

1. Die Funktion der Referentinnen und Referenten ist vom Présidium, nach Festlegung der Bereiche
der Forschung sowie der Entwicklung und ErschlieBung der Kiinste durch die
Delegiertenversammlung geméaR & 5 Abs. 1 Z 5, 6ffentlich auszuschreiben.
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2. Die Delegiertenversammlung hat auf Vorschlag des Prasidiums (§ 8 Abs. 1 Z 2 lit. ¢) aus den
gemaR Z 1 eingelangten Bewerbungen die erforderliche Zahl an Referentinnen und Referenten
sowie deren Stellvertreterinnen und Stellvertretern zu wahlen.

(3) Die Referentinnen und Referenten sind fiir jeweils drei Jahre zu wahlen. Fir jedes dieser
Mitglieder des Kuratoriums ist eine Stellvertreterin oder ein Stellvertreter gleichfalls fur drei Jahre zu
bestimmen. Jedes ordentliche oder stellvertretende Mitglied kann seine Funktion nur durch drei
aufeinanderfolgende Funktionsperioden ausiiben; die Wiederwahl fir eine spatere Funktionsperiode ist
zulassig.

(4) Bei der Wahl von Referentinnen und Referenten ist darauf Bedacht zu nehmen, dass die Zahl von
insgesamt 30 mdglichst nicht Gberschritten wird. Uberschreitungen sind ausnahmsweise zulassig, wenn
dies erforderlich ist, um eine sorgféltige Entscheidung Uber die Forderung von Forschungsvorhaben in
den festgelegten Wissenschaftsdisziplinen zu gewahrleisten.

(5) Die Referentinnen und Referenten dirfen keinem anderen Organ des Wissenschaftsfonds
angehdren.

(6) Die Présidentin oder der Prasident

1. 1adt zu den Sitzungen des Kuratoriums auf Grund entsprechender Beschliisse des Prasidiums und

2. fuhrt den Vorsitz im Kuratorium.
Im Falle ihrer oder seiner Verhinderung wird sie oder er von einer wissenschaftlichen Vizeprésidentin
oder einem wissenschaftlichen Vizeprasidenten vertreten.

Aufgaben der Prasidentin oder des Prasidenten

8 7. (1) Die Aufgaben der Présidentin oder des Présidenten sind
1. die Vertretung des Wissenschaftsfonds,
2. der Abschluss von Arbeitsvertragen fur den Wissenschaftsfonds,

3. der Bericht an den Aufsichtsrat, wenn die kaufmannische Vizeprasidentin oder der
kaufmannische Vizeprasident in kaufménnischen Angelegenheiten Giberstimmt wird (8 8 Abs. 4),

4. die Einberufung des Kuratoriums geméaR 8 6a Abs. 6,

5. die Antragstellung an die Delegiertenversammlung in den Angelegenheiten des §5 Abs. 1 Z 1
und 2,

6. die Durchfihrung der Beschlisse der Delegiertenversammlung, des Kuratoriums und des
Aufsichtsrates,

7. die Information der Delegiertenversammlung (ber die geplante Vorlage von Arbeits- und
Mehrjahresprogrammen  sowie  Richtlinien gema? 88 Abs.1 Z4, wobei der
Delegiertenversammlung ebenso wie deren einzelnen Mitgliedern eine vierzehntégige Frist zur
Stellungnahme hiezu zukommt, sofern von der Présidentin bzw. dem Prasidenten nicht eine
langere Frist bestimmt wird,

8. die Vorsitzfiihrung
a) im Kuratorium (8§ 6a Abs. 6) und
b) im Prasidium (8§ 8 Abs. 2) sowie

9. die Leitung der Geschaftsstelle (8§ 8c).

(2) Die Prasidentin oder der Président darf sich in einzelnen oder allen Angelegenheiten von einem
Mitglied des Prasidiums vertreten lassen.

Aufgaben des Prasidiums
8 8. (1) Die Aufgaben des Prasidiums sind
1. die Ausschreibung der Funktion der Referentinnen und Referenten geméR 8 6a Abs. 2 Z 1,
2. die Erstellung von Vorschlagen fir
a) den Bericht gemaR § 2b Z 3,
b) die Mehrjahres- und Arbeitsprogramme gemaR § 3 und
c) die Wahl der Referentinnen und Referenten gemdR § 6a Abs. 2 Z 2,

3. die Beschlussfassung in allen Angelegenheiten, die nicht ausdriicklich einem anderen Organ des
Wissenschaftsfonds vorbehalten sind,

4. die Beschlussfassung tber Richtlinien fur Férderungsprogramme des Wissenschaftsfonds sowie

5. regelméBige Berichte an die Bundesministerin oder den Bundesminister fir Bildung,
Wissenschaft und Forschung.
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(2) Soweit in diesem Bundesgesetz oder in der Geschéftsordnung nicht anderes bestimmt ist, handelt
das Prasidium als Kollegialorgan unter dem Vorsitz der Prasidentin oder des Prasidenten.

(3) Der kaufménnischen Vizeprasidentin oder dem kaufmannischen Vizeprasidenten sind die
kaufménnischen und administrativen Aufgaben zu (bertragen und zumindest folgende Aufgaben
vorzubehalten:

1. die elektronisch signierte Veroffentlichung der Richtlinien gemaR Abs. 1 Z 4 auf den Webseiten
der Bundesministerin oder des Bundesministers fur Bildung, Wissenschaft und Forschung sowie
des Wissenschaftsfonds zu veranlassen,

2. die Einrichtung eines Beteiligungs- und Finanzcontrollings im Sinne der gemaR § 67 Abs. 2 des
Bundeshaushaltsgesetzes 2013, BGBI. | Nr. 139/2009, erlassenen Verordnung,

3. die zumindest vierteljahrliche Information des Aufsichtsrates tber
a) alle relevanten Fragen der Planung, der Risikolage und des Risikomanagements,
b) die Uberwachung der Einhaltung der fiir den Wissenschaftsfonds geltenden Regelungen,
c) fiir den Wissenschaftsfonds bedeutende Veranderungen des wirtschaftlichen Umfelds sowie
d) alle Abweichungen von den aufgestellten Planen und Zielen unter Angabe von Griinden,

4. die Erstellung und Vorlage des Corporate-Governance-Berichts gemall §9 Abs.1 Z 2 lit.c
gemeinsam mit dem Jahresabschluss an den Aufsichtsrat sowie

5. die Veroffentlichung der gemall 8 9 Abs. 1 Z 2 lit. a bis d sowie g beschlossenen Dokumente im
Internet, wobei im Rahmen des Corporate-Governance-Berichtes personenbezogene Daten
betreffend die Vergitung von Mitgliedern des Prasidiums und des Aufsichtsrates nur nach
Einwilligung der betroffenen Person (Art. 4 Nr. 11 DSGVO) verdffentlicht werden durfen, die
folgenden personenbezogenen Daten hingegen jedenfalls zu verdffentlichen sind:

a) Name und Geburtsjahr der Mitglieder des Présidiums,

b) Beginn der ersten und Ende der laufenden Funktionsperiode fir alle Mitglieder des
Présidiums,

¢) Kompetenzverteilung zwischen den Mitgliedern des Prasidiums sowie

d) Mitgliedschaft der einzelnen Mitglieder des Présidiums in Uberwachungsorganen anderer
Unternehmen.

(4) Abgesehen von kaufménnischen Aufgaben, die der kaufménnischen Vizeprasidentin oder dem
kaufmannischen Vizeprasidenten zur eigenverantwortlichen Besorgung im Sinne des Abs. 3 Ubertragen
sind, ist sicherzustellen, dass die Beschlussfassung in den Ubrigen kaufmannischen Angelegenheiten
durch mindestens zwei Mitglieder des Prasidiums erfolgt, wobei ein Mitglied die kaufmannische
Vizeprasidentin oder der kaufménnische Vizepréasident sein muss. Wird in diesen Féllen die
kaufménnische Vizeprésidentin oder der kaufménnische Vizeprasident Giberstimmt, so hat die Présidentin
oder der Président daruber binnen vier Wochen an den Aufsichtsrat schriftlich zu berichten.

(5) Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme der Présidentin oder des Prasidenten den Ausschlag.

(6) Die Mitglieder des Présidiums sind verpflichtet, die ihnen anvertrauten Geschéfte mit der
Sorgfalt eines ordentlichen Unternehmers zu besorgen.

Mitglieder des Prasidiums
§ 8a. (1) Das Prasidium besteht aus
1. der Présidentin oder dem Présidenten (§ 7),
2. einer kaufménnischen Vizeprésidentin oder einem kaufménnischen Vizeprésidenten sowie
3. drei wissenschaftlichen Vizeprésidentinnen oder Vizeprésidenten.

(2) Die Mitglieder des Prasidiums sind wie folgt zu wéahlen bzw. bestellen:

1. Die Funktionen der Prasidentin oder des Prasidenten und der Vizeprasidentinnen oder
Vizeprasidenten sind vom Aufsichtsrat 6ffentlich auszuschreiben.

2. Die Delegiertenversammlung hat aus den gemdR Z 1 eingelangten Bewerbungen einen
Dreiervorschlag fir die Funktion der Présidentin oder des Prasidenten zu erstellen.

3. Die Prasidentschaftskandidatinnen und Prasidentschaftskandidaten geméaR Z 2 haben aus den
geméR Z 1 eingelangten Bewerbungen drei Personen fur die Funktion als wissenschaftliche
Vizeprésidentinnen oder Vizeprésidenten (Abs. 1 Z 3) auszuwéhlen. Die Kandidatinnen oder
Kandidaten fur die Funktion der wissenschaftlichen Vizeprasidentinnen oder Vizeprasidenten
a) bilden zusammen mit der Prasidentschaftskandidatin oder dem Prasidentschaftskandidaten den

Wahlvorschlag und
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b) durfen gleichzeitig mehreren Wahlvorschlagen angehdren.

4. Das Prasidium, mit Ausnahme der kaufménnischen Vizeprasidentin oder des kaufmannischen
Vizeprésidenten, ist vom Aufsichtsrat in geheimer Wahl mit einfacher Mehrheit aus den
Wahlvorschlagen gemall Z 3 zu wahlen.

5. Der Aufsichtsrat hat nach Anhdrung der gemal Z 4 gewéhlten Préasidentin oder des gemél Z 4
gewdhlten Prasidenten die kaufmannische Vizeprasidentin oder den kaufmannischen
Vizeprasidenten nach den Bestimmungen des Stellenbesetzungsgesetzes, BGBI. | Nr. 26/1998,
zu bestellen.

(3) Die in Abs. 1 angefilhrten Mitglieder sind fiir jeweils vier Jahre zu wahlen bzw. zu bestellen. Die
Funktionen gemall Abs.1 Z 1 und Z 3 dirfen nur durch zwei aufeinanderfolgende Funktionsperioden
ausgelibt werden; in diesen Fallen ist die Wiederwahl fur eine spatere Funktionsperiode zuléssig. Fir die
Funktion gemaR Abs. 1 Z 2 ist die Wiederwahl unbeschréankt zulassig.

(4) Wenn die amtierende Prasidentin oder der amtierende Prasident vor der Ausschreibung der
Funktion ihr oder sein Interesse an der Wiederwahl bekannt gibt, so kann die Wiederwahl
1. der Prasidentin oder des Prasidenten (Abs. 1 Z 1) sowie
2.der von der Présidentin oder dem Présidenten zur Wiederwahl vorgeschlagenen
wissenschaftlichen Vizeprésidentinnen und Vizeprésidenten (Abs. 1 Z 3)
ohne Ausschreibung erfolgen, wenn die Delegiertenversammlung und der Aufsichtsrat jeweils mit
Dreiviertelmehrheit zustimmen.

(5) Wenn die amtierende kaufménnische Vizeprasidentin oder der amtierende kaufmannische
Vizeprasident vor der Ausschreibung der Funktion ihr oder sein Interesse an der Wiederwahl bekannt
gibt, so kann die Wiederwahl ohne Ausschreibung, jedoch nach Anhérung der Préasidentin oder des
Présidenten erfolgen, wenn die Delegiertenversammlung und der Aufsichtsrat jeweils mit
Dreiviertelmehrheit zustimmen.

(6) Alle nicht zur Wiederwahl gemaR Abs. 4 Z 2 vorgeschlagenen Funktionen sowie alle Funktionen
geméal Abs. 4 und 5, die bei der Wiederwahl nicht die erforderliche Dreiviertelmehrheit erhalten haben,
sind gemal Abs. 2 zu wahlen bzw. bestellen.

(7) Als Mitglieder des Prasidiums dirfen nur Personen vorgeschlagen werden, die

1. Gber die zur ordnungsgemaBen Wahrnehmung der Aufgaben erforderlichen Kenntnisse,
Fahigkeiten und fachlichen Erfahrungen verfiigen und in der Lage sind, die Aufgaben eines
Mitgliedes des Présidiums wahrzunehmen,

2. verantwortungsvolle Positionen, insbesondere in den Bereichen Wissenschaft, Kultur oder
Wirtschaft, innehaben oder innehatten und

3. auf Grund ihrer hervorragenden Kenntnisse und Erfahrungen einen Beitrag zur Erreichung der
Ziele und Aufgaben des Wissenschaftsfonds leisten kénnen.

(8) Folgende Personen diirfen dem Présidium nicht angehdéren:

1. die Mitglieder

a) von anderen Organen des Wissenschaftsfonds, mit Ausnahme der Présidentin oder des
Présidenten des Wissenschaftsfonds,

b) von Organen des Rates fir Forschung und Technologieentwicklung,
¢) des Wissenschaftsrates,
d) von Organen der Nationalstiftung fiir Forschung, Technologie und Entwicklung,

e) der Bundesregierung oder einer Landesregierung, des Nationalrates, des Bundesrates, oder
eines sonstigen allgemeinen Vertretungskorpers,

2. Funktionére einer politischen Partei,

3. Personen, die eine der in Z 1 lit. e oder Z 2 genannten Funktionen in den letzten vier Jahren
ausgelibt haben,

4. Personen, die rechtskréftig wegen einer gerichtlich strafbaren Handlung verurteilt worden sind,
die ihre berufliche Zuverlassigkeit in Frage stellt, sowie

5. Personen, die bereits sechs oder mehr Aufsichtsratsmandate wahrnehmen.
Abberufung von Mitgliedern des Prasidiums

8 8b. (1) Die Aufsichtshehorde oder der Aufsichtsrat hat Mitglieder des Prasidiums abzuberufen,
wenn ein wichtiger Grund dafr vorliegt, wie insbesondere

1. grobe Pflichtverletzung oder
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2. Unféhigkeit zur ordnungsgemafien Geschaftsfiihrung oder
3. ein AusschlieRungsgrund gemal § 8a Abs. 8,
wobei die Aufsichtshehdrde mit Bescheid und der Aufsichtsrat mit Beschluss zu entscheiden hat.
(2) Allfallige bei Ausscheiden aus dem Présidium zu leistende Abschlagszahlungen dirfen nur
gezahlt werden, wenn das Ausscheiden nicht von dem Mitglied des Présidiums zu vertreten ist. Jedenfalls

durfen Abschlagszahlungen nicht mehr als zwei Jahresgesamtvergitungen tiberschreiten und nicht mehr
als die Restlaufzeit des Anstellungsvertrages abgelten.

Geschaftsstelle

§ 8c. Das Prasidium hat sich zur Besorgung aller Geschéfte einer Geschaftsstelle zu bedienen, deren
Leitung der Préasidentin oder dem Présidenten obliegt. Ndheres bestimmt die Geschéftsordnung.

Aufgaben des Aufsichtsrates

8§ 9. (1) Die Aufgaben des Aufsichtsrates sind
1. die Uberwachung

a) der Einhaltung der Grundsdtze der RechtméaBigkeit sowie der Wirkungsorientierung,
insbesondere auch unter Beriicksichtigung des Ziels der tatsachlichen Gleichstellung von
Frauen und Ménnern, der Transparenz, der Effizienz und der moglichst getreuen Darstellung
der finanziellen Lage bei den Entscheidungen des Présidiums,

b) der Einhaltung der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes,
¢) der Geschéftsentwicklung des Wissenschaftsfonds,

d) des Risikomanagements des Wissenschaftsfonds,

e) der Umsetzung der Beschliisse des Aufsichtsrates sowie
f) der Einhaltung der Berichtspflichten an den Aufsichtsrat,
2. die Beschlussfassung tber

a) den Jahresabschluss,

b) den Jahresvoranschlag,

¢) den Corporate-Governance-Bericht,

d) die Mehrjahresprogramme und jahrlichen Arbeitsprogramme nach 8§ 3 sowie deren
Anderungen,

e) eine angemessene Aufwandsentschadigung flr die wissenschaftlichen Vizeprésidentinnen und
Vizepréasidenten sowie die Referentinnen und Referenten des Kuratoriums,

f) die schuldrechtlichen Regelungen fir die Prasidentin oder den Présidenten sowie die
kaufmannische Vizeprasidentin oder den kaufmannische Vizeprasidenten,

g) die Geschéftsordnung des Aufsichtsrates,

h) die Vergitung der notwendigen Auslagen und Reisekosten sowie

i) die Festlegung von Risikomanagement- und Veranlagungsrichtlinien,

3. die Zustimmung

a) zum Erwerb und der VerdulRerung von Beteiligungen (8 228 des Unternehmensgesetzbuches
[UGB], dRGBI. S 219/1897) sowie dem Erwerb, der VerduRerung und der Stilllegung von
Unternehmen und Betrieben,

b) zum Erwerb, der VerduRerung und der Belastung von Liegenschaften, soweit dies nicht zum
gewohnlichen Geschéftsbetrieb gehort,

€) zu Investitionen, die in der Geschéaftsordnung des Aufsichtsrates bestimmte
Anschaffungskosten im Einzelnen und insgesamt in einem Geschéftsjahr ibersteigen,

d) zur Aufnahme von Anleihen, Darlehen und Krediten, die einen in der Geschéaftsordnung des
Aufsichtsrates bestimmten Betrag im Einzelnen und insgesamt in einem Geschéftsjahr
Ubersteigen,

e) zur Gewahrung von Darlehen und Krediten, soweit sie nicht zum gewdhnlichen
Geschéftsbetrieb gehort,

f) zur Aufnahme und Aufgabe von Geschaftszweigen,

g) zur Festlegung allgemeiner Grundsétze der Geschaftspolitik,

h) zum Abschluss von Vertrdgen mit Mitgliedern des Aufsichtsrats, durch die sich diese
auBerhalb ihrer Téatigkeit im Aufsichtsrat gegenuber dem Wissenschaftsfonds oder einem
allfalligen Tochterunternehmen (§ 228 Abs. 3 UGB) zu einer Leistung gegen ein nicht bloR
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geringfugiges Entgelt verpflichten. Dies gilt auch fur Vertrdge mit Unternehmen, an denen ein
Aufsichtsratsmitglied ein erhebliches wirtschaftliches Interesse hat,

i) zur Geschaftsordnung der anderen Organe sowie
j) zur Wiederwahl des Présidiums geméaR § 8a Abs. 4 und 5,

4. die Ausschreibung der Funktionen der Prasidentin oder des Prasidenten und der
Vizeprasidentinnen oder Vizeprésidenten,

5. die Wahl
a) des Prasidiums aus den Wahlvorschlagen gemal § 8a Abs. 2 Z 4 und
b) des weiteren Aufsichtsratsmitgliedes gemaR § 9b Abs. 1 Z 4,

6. die Bestellung

a) der kaufménnischen Vizeprésidentin oder des kaufménnischen Vizeprasidenten, nach
Anhoérung der Prasidentin oder des Prasidenten gemaR § 8a Abs. 2 Z 5 und

b) einer Rechnungspriferin oder eines Rechnungsprufers,
7. die Abberufung von Mitgliedern des Prasidiums oder des gesamten Prasidiums geméR § 8b,

8. die Vertretung des Wissenschaftsfonds bei der Vornahme von Rechtsgeschaften mit dem
Présidium oder Mitgliedern des Présidiums sowie

9. die Information der Bundesministerin oder des Bundesministers fur Bildung, Wissenschaft und
Forschung tber Interessenkonflikte von Aufsichtsratsmitgliedern und deren Behandlung.

(2) Der Aufsichtsrat darf durch seine Tatigkeit nicht in wissenschaftliche Wertungen des
Kuratoriums eingreifen.

(3) Mitglieder des Aufsichtsrates sowie des Prasidiums dirfen unter Angabe des Zwecks und der
Grinde verlangen, dass die Vorsitzende oder der Vorsitzende des Aufsichtsrates unverziiglich den
Aufsichtsrat einberuft. Die Sitzung hat binnen zwei Wochen nach der Einberufung stattzufinden.

(4) Wird einem von mindestens zwei Aufsichtsratsmitgliedern oder von der kaufmannischen
Vizeprésidentin oder dem kaufménnischen Vizeprésidenten geduRRerten Verlangen nicht entsprochen, so
durfen die Antragstellerinnen oder Antragsteller unter Mitteilung des Sachverhalts selbst den Aufsichtsrat
einberufen.

(5) Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme der oder des Vorsitzenden den Ausschlag.
Sitzungen des Aufsichtsrates

8 9a. (1) Den Sitzungen des Aufsichtsrates sind zur Beratung beizuziehen:

1. die oder der Vorsitzende des Aufsichtsrates der Osterreichischen
Forschungsférderungsgesellschaft mbH sowie

2. die Prasidentin oder der Président der Christian Doppler Forschungsgesellschaft.
(2) Die Sitzungen des Aufsichtsrates haben zumindest vierteljéhrlich stattzufinden.

(3) Die Bildung von Ausschiissen ist zuldssig. Werden Angelegenheiten des 8 9 Abs. 1 Z 8 von
einem Ausschuss behandelt, so hat die oder der Vorsitzende des Aufsichtsrates auch den Vorsitz in
diesem Ausschuss zu ibernehmen.

Mitglieder des Aufsichtsrates

8 9b. (1) Der Aufsichtsrat besteht aus zehn Mitgliedern, wobei
1. vier Mitglieder von der Delegiertenversammlung gewahlt werden,

2. drei Mitglieder von der Bundesministerin oder vom Bundesminister fir Bildung, Wissenschaft
und Forschung entsendet werden,

3. ein Mitglied von der Bundesministerin oder vom Bundesminister fiir Verkehr, Innovation und
Technologie entsendet wird,

4. ein Mitglied von den acht Mitgliedern geméR Z 1 bis 3 gewahlt wird und
5. ein Mitglied, die oder der Vorsitzende des Betriebsrates des Wissenschaftsfonds oder eine vom
Betriebsrat entsandte Vertreterin oder ein vom Betriebsrat entsandter Vertreter zu sein hat.
(2) Kommt es innerhalb von sechs Wochen

1. nach Wahl bzw. Entsendung der acht Mitglieder (Abs. 1 Z 1 bis 3) zu keiner Wahl des weiteren
Mitglieds (Abs. 1 Z 4) oder

2. nach Wahl bzw. Entsendung der neun Mitglieder (Abs. 1 Z 1 bis 4) zu keiner Wahl der oder des
Vorsitzenden des Aufsichtsrates,
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hat die Aufsichtsbehorde eine angemessene Nachfrist zu setzen. Verstreicht diese ergebnislos, ist das
Mitglied gemaR Abs. 1 Z 4 oder die oder der Vorsitzende des Aufsichtsrates von der Bundesministerin
oder vom Bundesminister fur Bildung, Wissenschaft und Forschung auf Basis eines vom Rat fir
Forschung und Technologieentwicklung zu erstellenden Dreiervorschlages zu entsenden.
(3) Als Mitglied des Aufsichtsrates gemaBR Abs. 1 Z 1 bis 4 durfen nur Personen vorgeschlagen
werden, die
1. iber die zur ordnungsgemdRen Wahrnehmung der Aufgaben erforderlichen Kenntnisse,
Fahigkeiten und fachlichen Erfahrungen verfligen und in der Lage sind, die Aufgaben eines
Aufsichtsratsmitgliedes wahrzunehmen,

2. verantwortungsvolle Positionen, insbesondere in den Bereichen Wissenschaft, Kultur oder
Wirtschaft, innehaben oder innehatten und

3. auf Grund ihrer hervorragenden Kenntnisse und Erfahrungen einen Beitrag zur Erreichung der
Ziele und Erfiillung der Aufgaben des Wissenschaftsfonds leisten kénnen.

(4) Folgende Personen diirfen dem Aufsichtsrat nicht angehéren, wobei die Z 1 bis 3 nicht fiir das

Mitglied geméaR Abs. 1 Z 5 gelten:

1. die Mitglieder
a) von anderen Organen des Wissenschaftsfonds,
b) von Organen des Rates fur Forschung und Technologieentwicklung,
¢) des Wissenschaftsrates,
d) von Organen der Nationalstiftung fur Forschung, Technologie und Entwicklung,
e) der Bundesregierung oder einer Landesregierung, des Nationalrates, des Bundesrates oder

eines sonstigen allgemeinen Vertretungskorpers,

2. Funktionére einer politischen Partei,

3. Personen, die eine der in Z 1 lit. e oder Z 2 genannten Funktionen in den letzten vier Jahren
ausgelibt haben,

4. Personen, die rechtskréftig wegen einer gerichtlich strafbaren Handlung verurteilt worden sind,
die ihre berufliche Zuverlassigkeit in Frage stellt, sowie

5. Personen, die bereits sechs oder mehr Aufsichtsratsmandate wahrnehmen.

(5) Der Aufsichtsrat hat aus seinen Mitgliedern eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden und eine
Stellvertreterin oder einen Stellvertreter zu wéahlen, wobei eine oder einer der beiden ein von der
Bundesministerin oder vom Bundesminister fir Bildung, Wissenschaft und Forschung entsendetes
Mitglied zu sein hat und die oder der Vorsitzende sowohl ber wissenschaftliche Kompetenzen als auch
Uber unternehmerische Erfahrung verflgen soll.

(6) Die in Abs. 1 Z 1 bis 4 angeflhrten Mitglieder sind fir jeweils vier Jahre zu wéhlen bzw. zu

entsenden. Jedes Mitglied kann seine Funktion nur durch zwei aufeinanderfolgende Funktionsperioden
austiben; die Wiederwahl bzw. Wiederentsendung fiir eine spétere Funktionsperiode ist zulassig.

(7) Dem Aufsichtsrat haben mindestens 50 vH Frauen anzugehdren. Bei einer ungeraden Anzahl von
Mitgliedern erfolgt die Berechnung, indem die Anzahl der Mitglieder rechnerisch um ein Mitglied zu
reduzieren ist und der erforderliche Frauenanteil von dieser Anzahl zu bestimmen ist.

Abberufung von Mitgliedern des Aufsichtsrates

8 9c. Die Aufsichtsbehdrde hat mit Bescheid Mitglieder des Aufsichtsrates abzuberufen, wenn ein
wichtiger Grund dafur vorliegt, wie insbesondere
1. grobe Pflichtverletzung oder
2. Unféhigkeit zur ordnungsgemaien Geschaftsfiihrung oder
3. ein AusschlieBungsgrund gemal § 9b Abs. 4.

ABSCHNITT 1
Forderung von angewandter Forschung, technologischer Entwicklung und Innovation

Forderungsprogramme und —vorhaben

8 11. (1) Zur Forderung von angewandter Forschung, technologischer Entwicklung und damit
verbundener Innovation durch Férderungsprogramme, welche auch erganzend Grundlagenforschung
umfassen kdnnen, sowie ergadnzende FérderungsmalRnahmen stellt der Bund nach MaRgabe des jahrlichen
Bundesfinanzgesetzes Mittel bereit.
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(2) Im Sinne des Abs. 1 forderbar sind folgende Vorhaben:

1.

4.
5.
6.

anwendungs-, technologie- oder innovationsorientierte VVorhaben, welche sowohl Forschung,
einschlieBlich erganzender Grundlagenforschung, als auch technologische Entwicklung sowie
Innovation umfassen kdnnen;

. Vorhaben der Uberleitung von Forschungs-, Entwicklungs- und Innovationsergebnissen in Pilot-

und Demonstrationsprojekte;

. Vorhaben zum Aufbau von Humanressourcen und zur Férderung von Ausbildungsmafinahmen

im Bereich Forschung, Entwicklung und Innovation;
Technische Durchfiihrbarkeitsstudien;
Technologietransfer;

Griindung technologieorientierter Unternehmen.

(3) Programme sowie erganzende Forderungsmalnahmen gemdalR Abs. 1 kdnnen zur Teilnahme an
gemeinsamen europaischen oder internationalen Initiativen eingesetzt werden.

Abwicklung

8 12. (1) Die zustdndigen Bundesministerinnen oder Bundesminister kdnnen zur Abwicklung der
Forderungen gemaR § 11 die Osterreichische Forschungsforderungsgesellschaft mbH, die Austria
Wirtschafts Service GmbH, den Wissenschaftsfonds oder andere geeignete Forderungseinrichtungen
heranziehen. Mit den Abwicklungsstellen ist jeweils ein Rahmenvertrag abzuschlief3en.

(2) Der Rahmenvertrag hat zumindest folgende Regelungen zu enthalten:

1.

7.
8.
9.

Die Verpflichtung der Abwicklungsstelle, die ihr (bertragenen Aufgaben nach den
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes und basierend auf den Richtlinien geméal § 15 im Namen
und fur Rechnung des Bundes zu besorgen.

. Die Verpflichtung der Abwicklungsstelle, die ihr zur Verflgung gestellten Forderungsmittel

gesondert von ihrem Ubrigen Vermdgen zu verwalten.

. Die Verpflichtung der Abwicklungsstelle, die ihr durch Vertrag obliegenden Aufgaben mit der

Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmannes sparsam, wirtschaftlich und zweckmaRig zu fiihren.

. Die Verpflichtung der Abwicklungsstelle ber die Verwendung der zur Verfiigung gestellten

Mittel mindestens einmal jahrlich eine Abrechnung zu legen sowie einen Bericht zu erstatten.

. Die Verpflichtung der Abwicklungsstelle Rickflisse auf Grund der Rickerstattung von

Forderungsmitteln sowie der Begleichung allfalliger Nebenanspriiche (Stundungs- und
Verzugszinsen und dergleichen) dem Bund gutzuschreiben.

. Detailregelungen, insbesondere zu folgenden Punkten: Aufgaben, Auskunfts-, Berichts- und

Aufbewahrungspflichten, Evaluierung, Beratungsleistungen, allféllige VVoraussetzungen fir eine
Erméchtigung zu Forderungsentscheidungen.

Das Entgelt flr die Abwicklungstatigkeit.
Die Vertragsauflosungsgriinde.
Den Gerichtsstand.

(3) Dem Bund bleibt die jederzeitige Uberpriifung der Gebarung mit diesen Mitteln vorbehalten.

Forderungsarten

8§ 13. (1) Die Forderung kann gewahrt werden durch insbesondere:

1.
2.
3.

zins- oder amortisationsbegunstigte Gelddarlehen;
Annuitaten-, Zinsen- und Kreditzuschsse;
sonstige Geldzuwendungen.

(2) Daruber hinaus kann die Abwicklungsstelle Beratungsleistungen erbringen.

Forderungsnehmer

8§ 14. Forderungsmittel fiir Vorhaben gemdl § 11 kdnnen gewahrt werden an:

1.
2.
3.

natdrliche Personen;
juristische Personen;
Personengesellschaften.
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Richtlinien

§ 15. (1) Die zustdndigen Bundesministerinnen oder Bundesminister haben jeweils fir ihren
Wirkungsbereich im Einvernehmen mit der Bundesministerin oder dem Bundesminister fiir Finanzen
Forderungsrichtlinien zu erlassen.

(2) Die Forderungsrichtlinien haben jedenfalls Bestimmungen zu enthalten Gber den Gegenstand der
Forderung, Art und AusmaR der Forderung, die forderbaren Kosten, die spezifischen Voraussetzungen fir
die Gewahrung der Forderung, das Verfahren, die Evaluierungsgrundsétze sowie den Gerichtsstand. Die
wettbewerbsrechtlichen Regeln der Europdischen Union sind zu beachten. Die Richtlinien sind im
LAmtsblatt zur Wiener Zeitung® kundzumachen und auf der Website des jeweils zustidndigen
Bundesministeriums zu verdffentlichen.

(Anm.: Abs. 3 und 4 aufgehoben durch BGBI. | Nr. 52/2009)
Foérderungsentscheidung

8 16. (1) Die Entscheidungsbefugnis fur Férderungen gemaR § 11 obliegt grundsatzlich der jeweils
zusténdigen Bundesministerin oder dem jeweils zustdndigen Bundesminister.

(2) Die jeweils zustandige Bundesministerin oder der jeweils zustandige Bundesminister entscheidet
Uber Vorhaben im Rahmen von Programmen gemaR § 11 Abs. 3 als Mitglied des jeweils zustdndigen
Organs gemal? den europdischen oder internationalen Verfahrensregelungen.

(3) Zur Entscheidung gemdafl Abs. 1 und 2 kann die jeweilige Bundesministerin oder der jeweilige
Bundesminister im Rahmenvertrag gemaR § 12 die Abwicklungsstelle erméchtigen, sofern ausreichende
Aufsichts- oder Weisungsbefugnisse gegenuber der Abwicklungsstelle vorhanden sind. In diesem Fall
entscheidet die Abwicklungsstelle im Namen und auf Rechnung des Bundes.

ABSCHNITT Il
Rat fur Forschung und Technologieentwicklung

817. (1) Zur strategischen Beratung der Bundesregierung im Bereich der Forschung und
Technologieentwicklung wird der ,Rat fir Forschung und Technologieentwicklung® (im Folgenden
~FTE-Rat“ genannt) als juristische Person des 6ffentlichen Rechts eingerichtet. Organe des FTE-Rats sind
die Ratsversammlung und die Geschéftsfihrung.

(2) Der Sitz des FTE-Rats ist Wien. Sein Wirkungsbereich erstreckt sich auf das gesamte
Bundesgebiet. Er ist berechtigt, das Bundeswappen zu fihren. Der FTE-Rat ist nicht auf Gewinn
ausgerichtet. Sein Geschéftsjahr ist das Kalenderjahr. Unverziglich nach In-Kraft-Treten des
Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 73/2004 ist der FTE-Rat von seinem Geschéftsfiihrer beim Handelsgericht
Wien zur Eintragung ins Firmenbuch anzumelden.

(3) Der FTE-Rat besteht als eigene Rechtsperson ab dem 1. September 2004. Das bisher im
Eigentum des Bundes stehende und von der Geschéftsstelle des Rates fir Forschung und
Technologieentwicklung in der Fassung des BGBI. | Nr. 71/2003 genutzte bewegliche Vermdgen, das zur
Wahrnehmung der Aufgaben des Rates erforderlich ist, geht einschlieBlich aller zugehdrenden Rechte,
Rechtsverhéltnisse, Pflichten, Forderungen und Schulden mit In-Kraft-Treten des Bundesgesetzes
BGBI. I Nr.73/2004 im Wege der Gesamtrechtsnachfolge in das Eigentum des FTE-Rates als
Rechtsnachfolger Gber. Fir Bestandvertrége ist ein Erhdhungsrecht des Vermieters aus diesem Anlass
ausgeschlossen.

(4) Die bisherigen stimmberechtigten und beratenden Mitglieder des FTE-Rates verbleiben als
Mitglieder der Ratsversammlung im Amt. Ihre Funktionsperiode endet mit 6. September 2005.

(5) Die am 31. August 2004 zumindest Uberwiegend in der Geschaftsstelle des Rates fiir Forschung
und Technologieentwicklung verwendeten Beamtinnen oder Beamten kdnnen bis zum 31. Dezember
2004 dem FTE-Rat zur dauernden Dienstleistung zugeteilt werden.

(6) Die Dienstaufsicht einschlielich der Ausiibung des diesbeziiglichen Weisungsrechtes gegentiber
den dienstzugeteilten Beamtinnen oder Beamten hat durch den Vorsitzenden oder die Vorsitzende der
Ratsversammlung zu erfolgen, der oder die in dieser Funktion an die Weisungen des Bundesministers
oder der Bundesministerin flr Verkehr, Innovation und Technologie gebunden ist.

(7) Geht eine Beamtin oder Beamter ein befristetes Dienstverhltnis als Geschaftsfiihrerin oder als
Geschéftsfihrer mit dem FTE-Rat ein, so ist sie oder er fir die Dauer ihres oder seines
Dienstverhéltnisses gegen Entfall der Bezlige beurlaubt. Die Beurlaubung einer Beamtin oder eines
Beamten aus diesem Grund darf insgesamt zehn Jahre nicht tbersteigen.
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8 17a. (1) Die Ratsversammlung besteht einschlieBlich der oder des Vorsitzenden aus acht
stimmberechtigten Mitgliedern. Weiters gehoren der Ratsversammlung ohne Stimmrecht die
Bundesministerin oder der Bundesminister fur Verkehr, Innovation und Technologie, die
Bundesministerin oder der Bundesminister fiir Bildung, Wissenschaft und Forschung, die
Bundesministerin oder der Bundesminister fur Digitalisierung und Wirtschaftsstandort und die
Bundesministerin oder der Bundesminister fir Finanzen oder von diesen Bundesministerinnen oder
Bundesministern entsandte Vertreterinnen oder Vertreter an.

(2) Vier der stimmberechtigten Mitglieder werden wvon der Bundesministerin oder vom
Bundesminister flr Verkehr, Innovation und Technologie und vier von der Bundesministerin oder vom
Bundesminister fur Bildung, Wissenschaft und Forschung fur eine Funktionsperiode von fliinf Jahren
bestellt. Auf die Ausgewogenheit des Verhéltnisses von Expertinnen und Experten aus dem Inland und
dem Ausland sowie von Expertinnen und Experten aus dem Bereich der universitdren und
auBeruniversitaren Forschung bzw. der unternehmensbezogenen Forschung und Technologie ist zu
achten. Eine einmalige Wiederbestellung ist zuldssig. Bei Ausscheiden eines Mitglieds der
Ratsversammlung ist von der gleichen Bundesministerin oder vom gleichen Bundesminister ein neues
Mitglied ebenfalls fur die Dauer von finf Jahren zu bestellen.

(3) Die konstituierende Sitzung der Ratsversammlung wird von der Bundesministerin oder vom
Bundesminister fur Verkehr, Innovation und Technologie einberufen. Die Ratsversammlung wéhlt mit
einfacher Stimmenmehrheit eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden und eine Stellvertreterin oder einen
Stellvertreter der oder des Vorsitzenden aus der Mitte der acht stimmberechtigten Mitglieder.

8 17b. (1) Der Ratsversammlung obliegen im Rahmen der strategischen Beratung insbesondere
folgende Aufgaben:

1. die Beratung der Bundesregierung und auf Wunsch auch einer Bundesministerin oder eines
Bundesministers oder einer Landesregierung in allen Fragen betreffend Forschung, Technologie
und Innovation,

2. die Ausarbeitung von Vorschldgen fiir eine langfristige dsterreichische Strategie fir den Bereich
Forschung und Technologieentwicklung sowie eine Uberpriifung der schrittweisen Umsetzung,

3. die Ausarbeitung von Vorschlagen fiir Schwerpunkte fiir die nationalen Forschungs- und
Technologieprogramme und fur die Forderungspolitik aller forschungs-, innovations- und
technologieorientierten Einrichtungen mit Beteiligung des Bundes,

4, die Abgabe von Empfehlungen fiir eine Starkung der Position Osterreichs in internationalen
Forschungs- und Technologiekooperationen,

5. die autonome Erstattung von Vorschlagen fir nationale Forschungs- und Technologieprogramme
unter Bericksichtigung internationaler Forschungs- und Technologiekooperationsprogramme
aller forschungs-, innovations- und technologieorientierten Einrichtungen mit Beteiligung des
Bundes,

6. die Erstellung von Vorschldgen zur Verbesserung der Kooperation von Wirtschaft und
Wissenschaft, insbesondere durch Zusammenfilhrung von universitarer Forschung und
angewandter Forschung und Technologieentwicklung in den Unternehmen,

7. die Ausarbeitung von Vorschldgen fiir ein Monitoring aller forschungs-, innovations- und
technologieorientierten Einrichtungen mit Beteiligung des Bundes unter Beriicksichtigung
internationaler Standards.

(2) Die Mitglieder der Ratsversammlung sind bei der Erfullung der ihnen nach Abs. 1 obliegenden
Aufgaben an keine Weisungen gebunden.

(3) Die Vorschlage und Empfehlungen der Ratsversammlung sind mit den sachlich betroffenen
Bundesministerinnen oder Bundesministern zu beraten. Der FTE-Rat hat die Vorschldge und
Empfehlungen der Offentlichkeit zugénglich zu machen. Mindestens einmal jéhrlich ist vom FTE-Rat ein
Bericht an die Bundesregierung zu erstatten, den diese dem Nationalrat als Bericht zuleitet. Der Bericht
hat neben den Vorschlagen und Empfehlungen auch einen Tétigkeitsbericht des FTE-Rates zu umfassen.

8 17c. Im Rahmen der Verwaltung des FTE-Rates obliegen der Ratsversammlung insbesondere
folgende Aufgaben:
1. Bestellung und Abberufung der Geschaftsfiihrerin oder des Geschéftsfiihrers,

2. Beschlussfassung lber eine Geschaftsordnung fur den FTE-Rat. Diese ist in geeigneter Form,
jedenfalls aber im Amtsblatt zur Wiener Zeitung zu verdffentlichen.

3. Genehmigung der Finanz- und Personalplanung (8§ 17e Abs. 1 Z 3),
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4. Bestellung einer Abschlusspriferin oder eines Abschlussprifers fur den Jahresabschluss
(beeidete Wirtschaftspriferin  und Steuerberaterin oder beeideter Wirtschaftspriifer und
Steuerberater oder eine Wirtschaftsprifungs- und Steuerberatungsgesellschaft),

5. Beschlussfassung (ber den gepriiften Jahresabschluss. Dieser ist der Bundesministerin oder dem
Bundesminister fiir Verkehr, Innovation und Technologie spatestens bis zum 31. Méarz eines
jeden Jahres vorzulegen.

8 17d. (1) Der FTE-Rat hat sich zur Besorgung aller Geschéfte einer Geschéftsstelle zu bedienen.
Die Leitung der Geschaftsstelle obliegt der Geschéaftsfiihrung.

(2) Die Geschéftsfiihrerin oder der Geschaftsfiihrer darf nicht der Ratsversammlung angehéren. Die
Funktionsdauer der Geschaftsfihrerin oder des Geschéaftsfiihrers betrdgt hochstens funf Jahre. Eine
Wiederbestellung ist zuléssig. Auf die Bestellung der Geschaftsfuhrung findet das Bundesgesetz (iber die
Transparenz bei der Stellenbesetzung im staatsnahen Unternehmensbereich (Stellenbesetzungsgesetz),
BGBI. I Nr. 26/1998, Anwendung.

8§ 17e. (1) Der Geschaftsfuhrung obliegen insbesondere folgende Aufgaben:

1. Leitung der Geschaftsstelle nach den Grundsédtzen der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und
ZweckmaRigkeit,

2. Einrichtung eines kaufmannischen Rechnungswesens,

3. Erstellung einer Finanz- und Personalplanung fir das néachste Jahr nach MaRgabe der im
jeweiligen Bundesfinanzgesetz vorgesehenen Mittel bis langstens November eines jeden
Kalenderjahres,

4. Aufstellung des Jahresabschlusses unter sinngemaler Anwendung der 88 189 bis 243 des
Handelsgesetzbuches, dRGBI. S 219/1897.

(2) Die Geschaftsfihrung unterliegt den Weisungen der Ratsversammlung. In Angelegenheiten der
ordentlichen Geschéftsfiihrung wird das Weisungsrecht von der Vorsitzenden oder vom Vorsitzenden der
Ratsversammlung, im Verhinderungsfall von ihrer oder seiner Stellvertreterin oder ihrem oder seinem
Stellvertreter ausgeubt.

(3) Die Geschéftsflihrung haftet in Austibung ihrer Aufgaben fir die Sorgfalt eines ordentlichen
Geschéftsmannes.

§ 17f. Der FTE-Rat wird beim Abschluss von Rechtsgeschdften durch die Geschéftsfiihrung
vertreten. In Austibung der Aufgaben nach § 17b sowie bei Vertrdgen mit der Geschaftsfihrung vertritt
die Vorsitzende oder der Vorsitzende der Ratsversammlung, im Verhinderungsfall ihre oder seine
Stellvertreterin oder ihr oder sein Stellvertreter.

8 17g. (1) Die Bundesministerin oder der Bundesminister fir Verkehr, Innovation und Technologie
hat dem FTE-Rat nach MaRgabe der im jeweiligen Bundesfinanzgesetz vorgesehenen Mittel die zur
Durchfiihrung seiner Aufgaben notwendigen und angemessenen Mittel zur Verfligung zu stellen. Daflr
hat der FTE-Rat bis langstens 31. Mai eines jeden Jahres der Bundesministerin oder dem Bundesminister
fur Verkehr, Innovation und Technologie eine von der Ratsversammlung beschlossene Finanz- und
Personalplanung fiir das nachste Jahr zur Genehmigung vorzulegen.

(2) Wenn an Dritte (naturliche oder juristische Personen, die nicht dem Bund zuzuordnen sind)
Leistungen erbracht werden, ist ein kostendeckendes Leistungsentgelt zu verrechnen.

(3) Die Mitglieder der Ratsversammlung haben Anspruch auf eine angemessene
Aufwandsentschadigung, die durch Verordnung der Bundesministerin oder des Bundesministers fir
Verkehr, Innovation und Technologie im Einvernehmen mit der Bundesministerin oder dem
Bundesminister fir Bildung, Wissenschaft und Forschung und der Bundesministerin oder dem
Bundesminister fur Finanzen festzulegen ist.

8 17h. (1) Der FTE-Rat unterliegt der Aufsicht der Bundesministerin oder des Bundesministers fir
Verkehr, Innovation und Technologie. Die Aufsicht erstreckt sich auf die Einhaltung der Gesetze und
Verordnungen sowie die Gebarung des FTE-Rates. Die Bundesministerin oder der Bundesminister fiir
Verkehr, Innovation und Technologie ist berechtigt, Uberpriifungen vorzunehmen und die von ihr oder
ihm angeforderten Unterlagen einzusehen. Die Organe des FTE-Rates sind verpflichtet, in diesem
Zusammenhang alle zweckdienlichen Auskiinfte zu erteilen und Geschéftsstiicke vorzulegen. In Erflillung
des Aufsichtsrechts erforderliche Weisungen sind durch die Bundesministerin oder den Bundesminister
fir Verkehr, Innovation und Technologie in schriftlicher Form zu erteilen und an die Geschaftsfiihrung
und in Angelegenheiten des 8§ 17c an die Vorsitzende oder den Vorsitzenden der Ratsversammlung zu
richten.
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(2) Der FTE-Rat hat bei der Vergabe von Auftrdgen das Bundesgesetz Uber die Vergabe von
Auftragen (Bundesvergabegesetz 2002 - BVergG), BGBI. | Nr. 99/2002, anzuwenden.

(3) Die Gebarung des FTE-Rates unterliegt der Priifung des Rechnungshofes. Fiir die im Namen des
FTE-Rats begriindeten Rechte und Pflichten trifft den Bund keine Haftung.

Abgaben- und Gebuhrenbefreiung

§ 26. (1) Der Wissenschaftsfonds und der Rat fiir Forschung und Technologieentwicklung sind
abgabenrechtlich wie Kodrperschaften ¢ffentlichen Rechtes zu behandeln; unentgeltliche Zuwendungen an
sie unterliegen nicht der Erbschafts- und Schenkungssteuer. Die durch dieses Bundesgesetz veranlassten
Schriften und Amtshandlungen sind von den Stempelgebiihren und von der Bundesverwaltungsabgabe
befreit.

(2) Die vom Wissenschaftsfonds nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes vergebenen
Forderungsdarlehen sind von den Gebiihren gemaR § 33 Tarifpost 8 des Geblihrengesetzes 1957 befreit.

Verweisungen auf andere Bundesgesetze

§ 28. Soweit in diesem Bundesgesetz auf Bestimmungen anderer Bundesgesetze verwiesen wird und
nichts anderes bestimmt ist, sind diese in ihrer jeweils geltenden Fassung anzuwenden.

In- und Auler-Kraft-Treten

829. (1) 8 11 Abs. 1 lit. c letzter Halbsatz, § 17 Abs. 4 lit. b, § 25 Abs. 1 erster Satz, § 25 Abs. 4
sowie § 28 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. Nr. 1105/1994 treten mit 1. Janner 1995 in Kraft.

(2) § 11a Abs. 2 und 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 32/2002 treten mit 1. J&nner
2002 in Kraft.

(3) 88 16a bis 16e in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 71/2003 treten mit 1. Juli 2003 in
Kraft.

(4)Die§1,82,83,84,84a,851lit.d, 85a,86,87,88,89,810,§16b Abs. 1,§16bAbs.2Z 1
bis 3und Z 5, § 16¢, § 16f, § 17, § 17a, § 17b, § 17c, § 17d, § 17e, § 17f, § 179, § 18, § 19, § 21, § 22,
824, 825 und der V. Abschnitt in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 73/2004, treten mit
1. September 2004 in Kraft.

(5) Die 881 bis 10, 8818 bis 25 sowie §27 samt Uberschrift in der Fassung des
Budgetbegleitgesetzes 2009, BGBI. | Nr. 52/2009, treten mit Ablauf des 30. September 2015 auer Kraft.

(6) Die 881 bis 9c, die Uberschrift des §26, §30 sowie §31 in der Fassung der
Wissenschaftsfonds-Novelle 2015, BGBI. | Nr. 110/2015, treten mit 1. Oktober 2015 in Kraft.

(7) 81, 82d Abs. 3, 83d Abs.2 und 88 Abs.3 Z5 in der Fassung des Datenschutz-
Anpassungsgesetzes 2018 — Wissenschaft und Forschung, BGBI. | Nr. 31/2018, treten mit 25. Mai 2018
in Kraft.

Ubergangsbestimmungen fir die Wissenschaftsfonds-Novelle 2015

8 30. (1) § 3e Abs. 3 in der Fassung der Wissenschaftsfonds-Novelle 2015, BGBI. | Nr. 110/2015, ist
nur auf Forderungen, die vom Wissenschaftsfonds nach dem Inkrafttreten der Wissenschaftsfonds-
Novelle 2015, BGBI. I Nr.110/2015, vergeben werden, anzuwenden.

(2) Die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Wissenschaftsfonds-Novelle 2015 betrauten Organe des
Wissenschaftsfonds fuhren die Geschéfte bis zur Konstituierung der neuen Organe gemafll den Abs. 3 bis
8 weiter. Die schuldrechtlichen Beziehungen dieser Organwalter zum Wissenschaftsfonds werden durch
die Wissenschaftsfonds-Novelle 2015 nicht beriihrt.

(3) Funktionsperioden auf Grund des Forschungs- und Technologieférderungsgesetzes, in der
Fassung des Budgetbegleitgesetzes 2009, BGBI. I Nr. 52/2009, gelten nicht als Funktionsperioden im
Sinne des § 5a Abs. 3, § 6a Abs. 3, § 8a Abs. 3 und § 9b Abs. 6.

(4) Die Funktionsperiode der auf Grund des §10 Abs.1 in der Fassung des
Budgetbegleitgesetzes 2009, BGBI. | Nr. 52/2009, bestellten Geschéftsfihrung verlangert sich als
Funktionsperiode einer kaufménnischen Vizeprésidentin oder eines kaufménnischen Vizeprésidenten,
ohne weitere Anforderungen, bis 31. August 2016.

(5) Die Funktionsperiode des auf Grund des §5a Abs.1 in der Fassung des
Budgetbegleitgesetzes 2009, BGBI. | Nr. 52/2009, bestellten Aufsichtsrates verlangert sich, ohne weitere
Anforderungen, bis zur Konstituierung des neuen Organes, langstens jedoch bis 31. Janner 2016.

(6) Der Aufsichtsrat hat sich bis zum 31.Janner 2016 nach den Bestimmungen dieses
Bundesgesetzes in der Fassung der Wissenschaftsfonds-Novelle 2015, BGBI. 1 Nr. 110/2015, zu
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konstituieren und die Funktionen der Présidentin oder des Présidenten und der Vizeprasidentinnen oder
Vizeprasidenten 6ffentlich gemél § 8a Abs. 2 Z 1 auszuschreiben. Der Aufsichtsrat hat bis 31. Juli 2016
das Prasidium geméaR § 8a Abs. 2 Z 4 und 5 zu wéhlen bzw. zu bestellen.

(7) Die Delegiertenversammlung hat sich innerhalb von sechs Wochen nach Inkrafttreten der
Wissenschaftsfonds-Novelle 2015, BGBI. I Nr. 110/2015, zu konstituieren und ehestmdglich die
Aufsichtsratsmitglieder gemaR 85 Abs.1 Z7 in der Fassung der Wissenschaftsfonds-Novelle 2015,
BGBI. I Nr. 110/2015, zu wahlen. AuBerdem hat die Delegiertenversammlung bis sechs Monate vor Ende
der Funktionsperiode des auf Grund des bisherigen § 8 in der Fassung des Budgetbegleitgesetzes 2009,
BGBI. I Nr. 52/2009, gewahlten Présidiums, spatestens jedoch bis 30. April 2016 geméa § 5 Abs. 1 Z 3in
der Fassung der Wissenschaftsfonds-Novelle 2015, BGBI. | Nr. 110/2015, einen Dreiervorschlag fir die
Funktion der Prasidentin oder des Prasidenten gemal § 8a Abs. 2 Z 2 zu erstatten.

(8) Das auf Grund des bisherigen 8 7 in der Fassung des Budgetbegleitgesetzes 2009, BGBI. |
Nr. 52/2009, konstituierte Kuratorium darf ab Inkrafttreten der Wissenschaftsfonds-Novelle 2015,
BGBI. I Nr.110/2015, gemdR §6a in der Fassung der Wissenschaftsfonds-Novelle 2015, BGBI. |
Nr. 110/2015, ergénzt werden.

(9) Bis zum Inkrafttreten der neuen Geschaftsordnung der Delegiertenversammlung gilt die FWF-
Stimmgewichtungsverordnung, BGBI. 11 Nr. 370/2004, auf Grund dieser Bestimmung, weiter.

(10) Abweichend von den 8§2d Abs.2 Z1, 8 Abs.3 Z4 und §9 Abs.1 Z2 lit.a ist ein
Jahresabschluss im Sinne des Dritten Buches des UGB spétestens fir das Geschéftsjahr 2019 erforderlich.
Fur die Geschéftsjahre davor erfiillt auch ein Rechnungsabschluss im Sinne des 8 5a Abs. 4 lit. a dieses
Bundesgesetzes, in der Fassung des Budgetbegleitgesetzes 2009, BGBI. | Nr. 52/2009, die Anforderungen
der 882d Abs.2 21,8 Abs.3 Z4 und §9 Abs. 1 Z 2 lit. a dieses Bundesgesetzes in der Fassung der
Wissenschaftsfonds-Novelle 2015, BGBI. | Nr. 110/2015.

Vollziehung

8 31. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind betraut:

1. hinsichtlich der §8 1 und 24 die Bundesregierung;

2. “hinsichtlich der §§ 11, 12, 13, 14, 15 Abs.2 sowie 16 die Bundesministerin oder der
Bundesminister fur Verkehr, Innovation und Technologie oder die Bundesministerin oder der
Bundesminister fir Digitalisierung und Wirtschaftsstandort fiir ihren Wirkungsbereich;
hinsichtlich des §15 Abs.1 die Bundesministerin oder der Bundesminister fir Verkehr,
Innovation und Technologie oder die Bundesministerin oder der Bundesminister flr
Digitalisierung und Wirtschaftsstandort fir ihren Wirkungsbereich im Einvernehmen mit der
Bundesministerin oder dem Bundesminister fur Finanzen;

3. hinsichtlich des §17g Abs. 3 die Bundesministerin oder der Bundesminister fiir Verkehr,
Innovation und Technologie im Einvernehmen mit der Bundesministerin oder dem
Bundesminister fur Bildung, Wissenschaft und Forschung und der Bundesministerin oder dem
Bundesminister fiir Finanzen;

4. hinsichtlich des § 26 die Bundesministerin oder der Bundesminister flir Finanzen und, soweit es
sich dabei um Bundesverwaltungsabgaben handelt, die Bundeskanzlerin oder der Bundeskanzler;

5. hinsichtlich der §8 2 bis 9c sowie 30 die Bundesministerin oder der Bundesminister flr Bildung,
Wissenschaft und Forschung mit Ausnahme der individuellen Delegiertenernennungen gemaf
§5a Abs. 1 Z 10 sowie Abs. 2 Z 2 und der individuellen Mitgliederentsendungen gemald § 9b
Abs. 1 Z 3, soweit diese gemal Z 7 erfolgen;

6. hinsichtlich des § 28 die Bundesministerin oder der Bundesminister fir Bildung, Wissenschaft
und Forschung und die Bundesministerin oder der Bundesminister fur Verkehr, Innovation und
Technologie und die Bundesministerin oder der Bundesminister fir Digitalisierung und
Wirtschaftsstandort;

7. hinsichtlich der Ubrigen Bestimmungen die Bundesministerin oder der Bundesminister flr
Verkehr, Innovation und Technologie.

www.ris.bka.gv.at Seite 18 von 18



	ABSCHNITT I
	Allgemeines

	ABSCHNITT II
	Förderung von angewandter Forschung, technologischer Entwicklung und Innovation

	ABSCHNITT III
	Rat für Forschung und Technologieentwicklung


